
Nepals  Jugend  steht  auf:  Wie
gegen Korruption gewinnen?
Jaqueline Katherina Singh, zuerst  veröffentlicht in der Infomail  1291 der
Gruppe Arbeiter:innenmacht, 12. September 2025, 13 Minuten Lesezeit

Bilder des brennenden Singha Durbar, des Palasts mit dem nepalesischen
Regierungssitz, jagen um die Welt. Videos zeigen, wie Demonstrierende den
Vorsitzenden  der  Nepalesischen  Kongresspartei  und  seine  Frau,  die
amtierende Außenministerin,  verprügeln;  Demonstrierende auf Barrikaden
und mit  Jolly-Roger-Fahnen.  Nachdem die Bilder von Massenprotesten in
Indonesien um die Welt gegangen sind, folgt nun Nepal.

Während westliche  Medien  bemüht  sind,  den Aufruhr  als  „Generation-Z-
Protest“  gegen  das  Social-Media-Verbot  zu  verklären,  ist  das  mehr  als
verkürzt. Wer Regierungssitz und Privathäuser der Reichen in Brand steckt,
kämpft  nicht  für  das  Recht,  auf  Social  Media  zu  doomscrollen
(Doomscrolling: exzessiver Konsum negativer Nachrichten), sondern gegen
ein ganzes System aus Korruption und Ungleichheit. Die zentrale Frage ist:
Wie kann der Protest gewonnen werden? Bevor wir diese Frage beantworten,
ein Blick auf Ablauf und Hintergründe des Aufstands.

Ein kurzer Abriss
In nicht mal einer Woche hat sich die Lage massiv zugespitzt:

Donnerstag, 4. September 2025: Die nepalesische Regierung verkündete das
Verbot von 26 Social-Media-Plattformen wie Instagram, Facebook, WhatsApp
oder Snapchat.  Kurz darauf folgte ein landesweiter Stromausfall.  Offiziell
hieß es, die Unternehmen hätten sich geweigert, sich registrieren zu lassen
und staatlicher Kontrolle zu unterwerfen. Ganz überraschend kam das Verbot
jedoch nicht. Schon im September 2024 hatte das Oberste Gericht Nepals
angeordnet, dass sich alle Plattformen registrieren müssen, damit der Staat
„unerwünschte  Inhalte“  überwachen  könne.  Am  28.  August  stellte  das
Ministerium  schließlich  ein  Ultimatum:  sieben  Tage  Zeit  für  die

https://onesolutionrevolution.de/nepals-jugend-steht-auf-wie-gegen-korruption-gewinnen/
https://onesolutionrevolution.de/nepals-jugend-steht-auf-wie-gegen-korruption-gewinnen/
https://arbeiterinnenmacht.de/2025/09/12/nepals-jugend-steht-auf-wie-gegen-korruption-gewinnen/
https://arbeiterinnenmacht.de/2025/09/12/nepals-jugend-steht-auf-wie-gegen-korruption-gewinnen/


Registrierung, andernfalls Abschaltung. Manche Konzerne wie TikTok oder
Viber beugten sich (nachdem TikTok zuvor kurzfristig verboten war). Doch
andere verweigerten die Auflagen – und so wurden am 4. September mit
einem Schlag 26 Plattformen blockiert, darunter auch Facebook, WhatsApp
und Instagram. Kritiker:innen sehen jedoch einen anderen Auslöser: In den
Wochen zuvor hatten TikTok-Videos die „Nepo-Babys“ der politischen Elite
entlarvt – Söhne und Töchter von Minister:innen, die mit Luxusautos und
Villen prahlten, in einem Land, in dem das Jahreseinkommen im Schnitt bei
1.400 US-Dollar liegt.

Montag, 8. September 2025: Zehntausende strömten in Kathmandu auf die
Straßen, vor allem am Maitighar Mandala (Denkmal) im Zentrum der Stadt
und rund um das Parlament in New Baneshwor. Ursprünglich als friedliche
Kundgebung organisiert, unter anderem von Anil Baniya von der NGO Hami
Nepal, eskalierte die Lage, als ein Demonstrant eine Überwachungskamera
mit einem Stein traf.  Die Antwort des Regimes: scharfe Munition. Bilanz
dieses Tages: mindestens 19 Tote, 347 Verletzte. Einige der Protestierenden,
die getroffen wurden, waren Schüler:innen in ihren Schuluniformen!

Baniya  sprach  später  von  einer  „Kaperung“  der  Proteste  durch  externe
Kräfte und Parteikader – doch selbst wenn das stimmte, rechtfertigt es nicht
das brutale Vorgehen. Die Kugeln der Sicherheitskräfte verwandelten eine
Demonstration in  ein  Massaker.  Am Abend versuchte die  Regierung,  die
Wogen  zu  glätten:  Das  Social-Media-Verbot  wurde  aufgehoben,
Innenminister  Ramesh  Lekhak  trat  zurück,  Ausgangssperren  wurden
verhängt. Doch da war es zu spät – die Bewegung verlangte bereits den Sturz
der gesamten Regierung.

Dienstag,  9.  September:  Die  Proteste  gehen  weiter.  Junge  Menschen
missachteten Ausgangssperren und versammelten sich weiterhin rund um
das Parlamentsgebäude. Einige setzten sogar Gurungs Haus, ein Hotel, am
frühen  Dienstagmorgen  in  Brand.  Auch  in  Rauch  gehüllt:  der
Präsidentenpalast,  die Residenz des Premierministers,  das Privathaus von
Premierminister Oli,  des Innenministers, das Haus des Oppositionsführers
der  Kommunistischen  Partei  Nepals  (Maoist:innen).  Ebenso  wurde  die
Parteizentrale  der  CP-UML  (KPN-Vereinigte  Marxist:innen-Leninist:innen;



KPN-VML)  angegriffen.

Das  Resultat:  Premierminister  Khadga  Prasad  Sharma  Oli  trat  zurück,
mehrere Minister und Abgeordnete legten ebenfalls ihre Ämter nieder. Noch
in derselben Nacht kündigte die nepalesische Armee an, „die Kontrolle“ zu
übernehmen,  um „Recht  und  Ordnung“  zu  sichern.  Gleichzeitig  lud  das
Militär  Protestierende  zu  Friedensgesprächen  ein.  Die  studentischen
Führungskräfte  arbeiteten  nach  Angaben  eines  BBC-Vertreters  an  einer
aktualisierten Liste von Forderungen.

Seither hat die Armee die öffentliche Kontrolle übernommen und versucht,
durch  eine  Kombination  aus  Inkorporationsangeboten  (z.  B.  an
Vertreter:innen der Studierenden) und Repression wieder die Kontrolle zu
erlangen.

Hintergründe
Seit  dem Ende der Monarchie vor 17 Jahren hat Nepal  13 verschiedene
Regierungen erlebt – politische Instabilität, Korruption und wirtschaftliche
Stagnation beherrschen das Land.

Bei den Wahlen zum Repräsentantenhaus im Jahr 2022 gewannen die drei
kommunistischen  Parteien  –  die  KPN-VML,  die  Kommunistische  Partei
Nepals  (Maoistisches  Zentrum;  KPN-MZ)  und  die  Kommunistische  Partei
Nepals (Vereinigte Sozialist:innen) – zusammen fast 44 Prozent der Sitze und
erreichten 40 Prozent der Stimmen – ein gutes Zeichen, sollte man meinen.

Aber seit diesen Wahlen gab es 4 unterschiedliche Koalitionen innerhalb von
19 Monaten – bis zu den Protesten wurde die Regierung von der KPN-VML
sowie der Nepalesischen Kongresspartei gestellt. Das heißt auch: Eine ganze
Generation  an  Aktivist:innen  ist  in  politischer  Instabilität  aufgewachsen,
unter der sie leiden muss. 2024 lag die Jugendarbeitslosigkeit bei etwa 20 %.
Jeden Tag verlassen rund 2.000 junge Nepales:innen das Land, um in den
Golfstaaten  oder  in  Südostasien  zu  arbeiten.  Zwischen  2008  und  2022
wurden mehr als 4,7 Millionen neue Arbeitsgenehmigungen ausgestellt. In
Indien arbeiten 1 Million Nepales:innen, doch die meisten sind sich einig,



dass  die  tatsächliche Zahl  höher  liegt.  Schätzungen zufolge sind etwa 6
Millionen Menschen (32 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
zwischen 15 und 65 Jahren) im Ausland beschäftigt.

Die Mehrheit der Bevölkerung in Nepal lebt auf dem Land und arbeitet in der
Landwirtschaft, die fast 62 % der Beschäftigten stellt, aber nur ein Viertel
des BIP erwirtschaftet. Knapp 17 % der Bevölkerung sind in der Industrie
beschäftigt, deren Anteil am BIP liegt jedoch nur bei 13 %. Den größten
Anteil am BIP macht der Dienstleistungssektor aus, mit 52 % – doch hier
arbeiten nur 20,5 % aller Beschäftigten. Die Proteste hingegen sind bislang
auf die Städte, vor allem auf Kathmandu, konzentriert.

Die  massive  Migration  aus  dem  Land,  die  ökonomische  Struktur,  die
wesentlich  die  Abhängigkeit  vom  imperialistischen  Finanzkapital
widerspiegelt,  die  Zerrissenheit  des  Landes  zwischen  dem  Einfluss  des
indischen,  des  westlichen  und  des  chinesischen  Kapitalismus  bilden  den
Hintergrund für die soziale und politische Dauerkrise des Landes, die seit
Anfang September explosiv nach außen tritt.

Führungskrise der Bewegung
Die Bewegung leidet jedoch auch unter einer tiefen Führungskrise. Zwar
besitzen  Massenproteste  wie  diese  selten  einen  homogenen  Charakter,
bisher  gibt  es  jedoch  auch  keine  Kraft ,  die  sich  als  Führung
herauskristallisiert.  Gibt  es  dann  keine,  die  mit  einem  revolutionären
Programm interveniert  und den Weg zu einer sozialistischen Umwälzung
aufzeigt (und keine kapitalistische Weiterverwaltung des Istzustandes), droht
die Energie der Bewegung zu verpuffen – und es ebnet den Weg dafür, dass
sich  reaktionäre  Kräfte  etablieren  können.  Ein  Indikator  dafür  ist,  dass
bereits jetzt viele der Demonstrierenden das Gefühl haben, dass „ihr“ Protest
von  Gewalt  vereinnahmt  wurde.  Dabei  ist  klar  zu  sagen:  Auch  wenn
willkürliche Gewalt abzulehnen ist, so ist diese bei Revolten und Aufständen
schwer zu kontrollieren. Vielmehr ist sie als Entladung der Wut auf den zuvor
bestehenden  Missstand  zu  betrachten  –  und  nicht  vergleichbar  mit  der
systematischen Gewalt, die jene verursachen, die das kapitalistische Regime
aufrechterhalten.  Hier  gilt  es,  klar  zu  sagen:  Die  falsche,  bürgerliche



Programmatik der maoistischen Parteien ist Teil des Problems. Im späteren
wollen wir auf ihre strategischen Probleme eingehen, nun aber zurück zu den
Protesten.
Auch  wenn  die  Monarchist:innen  in  der  Vergangenheit  keine  breite
Zustimmung gefunden haben, so haben sie doch in den letzten Jahren an
Auftrieb gewonnen. Ex-König Gyanendra steht für die royalistische Seite, die
nach  dem  Bürgerkrieg  gegen  die  mit  den  Marxist:innen  verbündeten
Regierungen opponierte, und wurde in der Vergangenheit als „Symbol des
Widerstands“ für  all  jene präsentiert,  die  vom gegenwärtigen politischen
System enttäuscht sind. Bereits Anfang des Jahres hatten mehrere Tausend
Monarchist:innen für eine Restauration demonstriert – diese Proteste wurden
niedergeschlagen,  mindestens  zwei  Menschen  starben.  Die
Bezirksverwaltung  von  Kathmandu  verhängte  eine  zweimonatige
Verbotsverfügung für das zentrale Regierungsviertel. Laut der Anordnung
wurden öffentliche Versammlungen von mehr als fünf Personen verboten –
einschließlich  Hungerstreiks,  Demonstrationen,  Protesten  und
Kundgebungen. Zwar ist die Etablierung des Ex-Königs unwahrscheinlich,
sollte es aber unter einer neuen Regierung zu Enttäuschungen kommen,
kann ihn das perspektivisch stärken.

Eine  andere  Kraft  –  und  durchaus  beliebter  –  ist  Balendra  Shah,  der
unabhängige  Bürgermeister  von  Kathmandu.  Während  Al  Jazeera  (Al-
Dschasira) ihn als Gesicht der Protestbewegung bezeichnete, spekulierte die
Times of India bereits, er könne entweder als unabhängiger Kandidat oder
über die Rastriya Swatantra Party (RSP; Nationale Unabhängigkeitspartei)
für das Amt des Premierministers kandidieren. So schrieb er am Sonntag auf
Social Media: „Morgen, bei dieser spontanen Kundgebung, wird keine Partei,
kein/e Politiker:in, kein/e Arbeitnehmer:in, kein/e Gesetzgeber:in und kein/e
Aktivist:in sie für ihre/seine eigenen Interessen nutzen. Ich werde aufgrund
der Altersbeschränkung nicht teilnehmen, aber es ist wichtig, ihre Botschaft
zu  verstehen.  Ich  unterstütze  sie  voll  und  ganz.“  Passende  Worte  des
ehemaligen Rappers – der wahrscheinlich zu den Politiker:innen gehört, die
am meisten profitieren werden können, da er schon in seiner vergangenen
Wahlkampagne den Kampf gegen Korruption in den Mittelpunkt stellte.



Diese beiden Tendenzen sind an der Stelle nur exemplarisch, sollen aber
aufzeigen,  dass  die  aktuelle  Situation  nicht  automatisch  bedeutet,  dass
fortschrittliche Kräfte von der Lage profitieren. Das wirft die Frage auf: Wie
kann  es  eigentlich  weitergehen,  um  den  Kampf  gegen  Korruption  zu
gewinnen?

Lehren aus der Vergangenheit
Bisher erreichen viele Forderungen der Protestbewegung Nepals weder die
internationale  Presse noch die  sozialen Medien.  Wer Korruption wirklich
bekämpfen  will,  muss  tiefer  ansetzen  –  nur  symbolische  Aktionen  oder
einzelne  Forderungen  reichen  nicht.  Dazu  lohnt  es  sich,  aus  der
Vergangenheit zu lernen: 2024 stürmten Studierende in Bangladesch den
Kongress,  um  gegen  Korruption  zu  kämpfen.  Doch  was  bleibt  von  der
Erhebung? Die Regierungschefin wurde aus dem Land gejagt,  die Macht
übernahm eine Übergangsregierung, und ehemalige Aktivist:innen wurden in
den Apparat integriert – nun sind viele enttäuscht, dass Veränderungen nicht
so schnell eintreten wie gewünscht. Das zeigt: Forderungen, die nicht auf
systematische Kontrolle der Macht zielen, enden in der Unterordnung unter
bürgerliche Strukturen.

Auch  die  Maoist:innen  Nepals  zeigen  die  Gefahr:  Sie  gewannen  den
Bürger:innenkrieg 2006 (wenn auch nicht nur wegen des Guerillakampfes,
sondern auch massiver Erhebungen der städtischen Bevölkerung). Doch sie
lehnten von Beginn an ab, eine Arbeiter:innen- und Bäuer:innenregierung
aufzubauen, weil Nepal angeblich für eine solche noch nicht reif sei und erst
eine  „demokratische“,  „antiimperialistische“  (vor  allem  antiindische)
kapitalistische Entwicklung durchlaufen müsse. Folgerichtig traten sie einer
bürgerlichen Regierung bei (am Beginn formell noch unter der Monarchie).
Landreformen wurden verschoben, der Großgrundbesitz blieb unangetastet –
die kapitalistische Ökonomie blieb bestehen mit  der Argumentation,  dass
man „zunächst durch eine bürgerliche Zwischenstufe den Lebensstandard
der verarmten Massen heben wollte“.

Die Politik des KPN-Maoistischen Zentrums ist somit ein klassisches Beispiel
für  die  Vereinbarkeit  eines  bewaffneten,  kleinbürgerlichen  Kampfes  mit



reformistischem  Parlamentarismus.  Innerhalb  weniger  Monate  und  ohne
irgendwelche starken internen Auseinandersetzungen wechselte die Partei
2006  vom  Partisanenkampf  in  eine  Regierungskoalition  mit  offen
bürgerlichen Parteien, um das Konzept der Etablierung einer bürgerlichen
Republik basierend auf einer kapitalistischen Wirtschaft zu verwirklichen.

Doch was haben beide Beispiele gemeinsam? Sie illustrieren, dass Korruption
nicht durch Appelle oder punktuelle Aktionen gestoppt werden kann – sowie
die  Unmöglichkeit,  im  nationalen  Rahmen  eine  volle  „Demokratie“  zu
entfalten, wenn man gleichzeitig die kapitalistische Ökonomie aufrechterhält.
Etappentheoretisches Denken wie bei den Maoist:innen sorgt nur dafür, dass
der  Status  quo  erhalten  bleibt  und  man  die  kapitalistische  Misere
mitverwaltet.

Seit Jahren sind die verschiedenen „kommunistischen“ Parteien in Nepal in
den  Staatsapparat  integriert,  mit  Unternehmen  und  Grundbesitz  eng
verbunden, und etliche haben selbst den „Aufstieg“ in die besitzende Klasse
geschafft. Sie befürworten selbst die Marktwirtschaft. So betonte z. B. die
Nepalesische Kommunistische Partei, die 2018 aus einer Fusion von KPN-
VML  und  KPN-MZ  hervorging  und  die  Regierung  stellte,  dass  der
Privatsektor der „Wachstumsmotor“ des Landes sei und dementsprechend
gefördert werden müsse.

Die  Beschränkung  auf  rein  demokratische  Forderungen,  die  „ins  Leere“
gerichtet sind, also kein Subjekt benennen (wie bspw. Arbeiter:innen und
Bäuer:innen), das die Durchsetzung der Forderungen aktiv kontrolliert und
mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbindet, führt im Endeffekt ebenso
zu  einer  Unterordnung  unter  bürgerliche  Kräfte.  Wer  erfolgreich  gegen
Korruption kämpfen will, muss das Problem an der Wurzel packen: die Macht
der  Eliten  angreifen,  Strukturen  der  Kontrolle  benennen  und  das
imperialistische System als Ganzes herausfordern. Gleichzeitig ist klar: Die
Befreiung Nepals kann nicht isoliert auf nationaler Ebene erreicht werden –
sie erfordert Solidarität und Perspektiven im internationalen Kampf gegen
Ausbeutung und Imperialismus. Doch was bedeutet das in der Praxis?



Aufgaben für Revolutionär:innen
Die Aufgabe für Revolutionär:innen besteht darin, innerhalb der Bewegung
dafür  zu  argumentieren,  eine  strikte  Unabhängigkeit  von  bürgerlichen
Parteien zu bewahren –  und für ein revolutionäres Programm mit  einem
proletarischen  Klassenstandpunkt  zu  kämpfen,  das  die  dringendsten
Bedürfnisse  der  Lohnabhängigen,  der  Bäuer:innenschaft,  der  unteren
Schichten des Kleinbürger:innentums und der Studierenden erfüllen kann. Es
braucht Aktionskomitees in Stadtvierteln und auf dem Land, die das aktuelle
Geschehen  diskutieren  und  sich  gegen  Verhaftungen  durch  die  Armee
wehren  können.  Ansonsten  droht  Zersplitterung der  Bewegung aufgrund
unterschiedlicher  Klasseninteressen,  die  Übernahme  der  Führung  der
Bewegung  durch  bürgerliche  oder  kleinbürgerliche  Kräfte  oder  eine
„Befriedung“ durch das Militär – und das Feuer, das die „Generation Z“ auf
die Straße gebracht hat, droht zu verpuffen.

Daher ist die Frage der Selbstorganisation, des Aufbaus eigener Strukturen
und Selbstverteidigungskomitees, die in der Arbeiter:innenklasse und unter
Bäuer:innen verankert sind, so wichtig. Gerade das Agieren des Militärs wirft
diese  Frage  auf.  Dass  es  Ansätze  dazu  gibt,  belegt  eine  Initiative  von
unabhängigen  Marxist:innen,  die  das  „Safal  Workers’  Street  Committee“
gegründet  hat,  um  die  Protestierenden  gegen  staatliche  Gewalt  zu
verteidigen. Das ist ein richtiger Schritt, der ausgeweitet werden muss. In
zwei ihrer Statements werfen sie richtige Forderungen auf: Verhaftung der
Regierung,  Entwaffnung  des  Staates,  Enteignung  der  Eigentümer:innen,
Bewaffnung  der  Bevölkerung,  Auflösung  des  Parlaments  und  Wahlen  zu
Arbeiter:innenversammlungen.  Diese  Forderungen  müssten  zweifellos  mit
wichtigen anderen dringenden Forderungen gegen den Großgrundbesitz und
zum Kampf gegen Arbeitslosigkeit verbunden werden – um aufzuzeigen, dass
der  Kampf  gegen  Korruption  nur  in  Verbindung  mit  diesen  Punkten
erfolgreich  gewonnen  werden  kann.

Doch  das  passiert  nicht  von  heute  auf  morgen.  Das  volle  Potenzial  der
Bewegung wird nicht komplett genutzt werden können, insbesondere wenn
das Militär versucht, die Staatsmacht wiederherzustellen. Gerade deswegen
ist  es  wichtig,  inhaltliche  Debatten  zu  führen,  um die  Lehren  aus  dem



Aufstand  zu  ziehen,  während  man  weiter  versucht,  Menschen  zu
organisieren.
Um Aufstände wie diesen voll zu nutzen, muss eine revolutionäre Partei der
Arbeiter:innenklasse  aufgebaut  werden,  die  sich  aus  den  revolutionären
Arbeiter:innen,  Student:innen  und  Jugendlichen  zusammensetzt  und  mit
einem Aktionsprogramm zur Vollendung der Revolution durch den Sturz des
Kapita l ismus  und  die  Schaffung  einer  Arbeiter : innen-  und
Bäuer:innenregierung  auf  der  Grundlage  von  Räten  der  Arbeiter:innen,
Soldat:innen und Bäuer:innen,  die  von einer bewaffneten Miliz  verteidigt
werden,  ausgestattet  ist.  Eine  solche  Regierung  würde  sich  der
unmittelbaren  Bedürfnisse  der  Massen  annehmen,  indem  sie  ein
Notprogramm gegen Inflation und Armut einführt, das durch die Enteignung
der Reichen, des Finanzsektors und des Großkapitals finanziert wird, um eine
demokratische Planwirtschaft  zu errichten.  Nur mit  dieser als  Grundlage
kann das Potenzial voll ausgeschöpft werden – es gilt also, eine Grundlage
dafür zu schaffen.

Der Aufstand in Kathmandu vom April 2006 zeigt ebenso wie die aktuellen
Proteste,  dass selbst in Ländern mit zahlenmäßig kleinem Proletariat die
städtischen  Massen  während  der  Revolution  in  den  Vordergrund  treten
können. Beide zeigen, dass es die Möglichkeit einer realen, sozialistischen
Umwälzung gibt – und es ist die Aufgabe für Revolutionär:innen, den Weg
dorthin  aufzuzeigen  mittels  eines  revolutionären  Programms,  das
unmittelbare Forderungen wie den Kampf gegen Korruption mit Elementen
verbindet, die den Weg in den Sozialismus aufzeigen, beispielsweise mittels
Arbeiter:innen-  und Bäuer:innenkontrolle.  Ebenso ist  der Grundsatz eines
solchen Programmes klar: Dauerhafte Befreiung ist nur möglich, wenn sie
international passiert. Sozialismus in einem Land ist nicht möglich, deswegen
muss  er  verbunden  werden  mit  dem  Aufbau  der  internationalen
Arbeiter:innenbewegung  –  und  dem  einer  neuen  Internationale!



IDC  –  junge  Revolutionäre
diskutieren über Weltlage
Vom 05. bis 08. August fand die internationale Delegiertenkonferenz von
REVOLUTION,  die  alle  zwei  Jahr  tagt,  in  London statt.  Auf  unserer
Konferenz,  die  über  die  wichtigsten  politischen  und  wirtschaftlichen
Weltereignisse  diskutierte,  um  die  Schlussfolgerungen  für  unsere
tagtäglichen Kämpfe, sowie unseren Organisationsaufbau zu ziehen, waren
über  30  Genoss_innen  aus  Österreich,  Großbritannien,  Deutschland  und
Schweden anwesend. Leider konnten unsere Genoss_innen aus Sri Lanka,
N e p a l  u n d  P a k i s t a n ,  a u f g r u n d  d e r  r a s s i s t i s c h e n
Einwanderungsbestimmungen der EU, die wir aufs tiefste verurteilen, nicht
teilnehmen!

Trotz  dieses  Mangels  war  die  Konferenz  ein  großer  Erfolg!  Neben
ausführlichen Diskussionen über die Krise, die Sparpakete, die Aufstände im
arabischen Raum und den Widerstand in Europa, sowie die Situation in den
Halbkolonien,  konnten  wir  auch  eine  positive  Bilanz  unseres  eigenen
Organisationsaufbaus  ziehen.  Wir  nahmen  ein  Aufgabenpapier  für  die
kommenden Kämpfe an und wählten eine neue internationale Leitung. Der
Höhepunkt unserer Konferenz war die Annahme unseres neuen Manifestes,
das einen besonderen Schwerpunkt auf die Krise des Kapitalismus und den
weltweit erneut aufflammenden Widerstand setzt.

Zum Ende sangen wir gemeinsam die Internationale, mit dem Bewusstsein,
dass große Aufgaben, aber auch große Chancen vor unserer Organisation
liegen!

Vorwärts  zu  einer  neuen  Jugendinternationale,  Vorwärts  zu  einer
kommunistischen fünften Internationale, Vorwärts zur Revolution!
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